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SATZUNG
der

Bbfrontera AG

1. Attaemeine Bestimmynsen

§t
Firma der Gesellschaft
Dfe Rrma der Geseftschaft iautet:

Bfofrontera AG

§2
ste
Sitz der Gesedschaft ist Leverkusen.

§3
Gegenstand des Unternehmens
(1) Der Gegenstand des Unternehmens Ist die Forschung, die Entoricktung und der

Vertrieb von PharmazeuSka, sowte d(e fönnahme der Stellung emer
HofdinggeseUschaft, d.h. der Erwerb und äie Verwaltung von Gesefechaftsn oder
öeselfechateanteilen an GeseHschaften.

(2) Dfe Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Geseltechafezweck
unmfäelbar oder miäeföar zu dienen Qeeignet sind.

(3) Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen emchten und sich an gleichartigen
oder ähnlichen Unternehmen jm In- und Ausland beteHfgen. Ste kann
Unternehmen, an denen sie beteiligt ist. unter ihrer einhe'rtlfohen Leitung
zusammenfassen oder steh auf die Verwaftung der Beteiligung beschränten. Sie
kann ihren Befrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen ausgBedem
oder verbundener» Unternehmen überlassen.
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§-^
G&schaftejahr

Das Geschäftsjahr ist das Katendeqahr

§5
Dauer der Geseftschaft

Dfe GeseRschaft ist für unb^stcmEnte Zeft errichtet
•;••

§6
B&hanntttiachungen und fnfonnaäonen
(1) Die Bekanntmachungen der G^eKschafi erfofaen {m elskfronfechen

Byndesanzefger, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes besümmfc
(2) (nformatfonen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der GeseKschaft können

auch mfftels elefctronfscher Medien öbennittdt werden. Zugefassene Wertpapiere
in dfesem Sinne sind solche, d('e zum Handel an einem orflanls?srten MarKt im
Sinne dss § 2 Absatz 5 Wertpapferhandetsgesete jm Inland zugelassen sind.

If. Grund&aofiatundAktten

If.

§7
Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 6.076.862,00 (in Worten:
Euro sechs Millionen sechsundsiebzigtausendachthundertzweiundsechzig) und ist
eingeteilt in 6.076.862 Stückaktien (Stammkapital).

(2) Das GrundkapKal der GeseHschaft ist um bis zu EUR 1.359.864 durch
Aussähe von bis zu 1.359.854 neuen auf den Namen lautenden Stemtnakßen
ohne Nennbetrag (Stöckaktien) bedingt erhöht (Bedingtes KspKal 0. Die
bedmgte KapiEaierhöhung dient 0) der Sicherung der Gewghrung von
Optionsrechten und derVercin&arung von Opüonspflichten nach Maßgabe der
Anfeihsbedingurtgen bzw. (H) der Sicherung der BfüRun?^ von
Wandlungsrechten und der Erfüliung von Wandtungspflichten nach Maßgabe
der Anteihebedingungen. die jeweils aufgrund der Ennäch^Ußg der
Haupfveteammtung vom 28. August 2015 von der Gesellschaft odsr durch
deren unmittetosre oder mittelbare MehrhettsbeteHigungsgesellschafien
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(verbundene Unternehmen) In der Zeft bis zum 27. August 2020 begeben,
vereinbart bzw. garantiert werden.
Die bedingte Kapßaterhöhunß' ist nur {m Fafi der Begebung von
Rnanzfnstrumenten aufgrund, der Ermächtigung der Hauptversammfung vom
28. Außusf 2015 unct nur insoweit durchzuführen,, wie die Inhaber bzw.

. Gtäubfger äer Ffnanztnsfruments, ä?e von der Geseflschafi ausgegeben
werden, von ihren Options- bwf. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder
ehe Options- bzw. Wandlungspfffcht erfüßen. Die heue'n ARtien nehmen
Jeweils vom Beginn des Gsschäftejahres an, in dem sfe entstehen. am Gewinn
teil. Der Vorstand fet ennächfigS. mä Zustimmung des Aufeichtsrats die
wefteren Einzelhisften (fer DyrchfQhruns der bedingten Kapffeferhöhung
festzusetzen. Der Aufisicbfsrat ist ennachHgf, § 7 der Satzung entsprechend
der Jeweiligen (nanspntchnahme des bedingten Kapftate und nach Abtauf
sämät'cher Options- bzw. Wandiungsfristen zu ändern.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 31. Dezember 2027 einmalig oder mehrfach
um insgesamt bis zu EUR 9.661.569 durch Ausgabe von neuen, auf den Namen
lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital der
Gesellschaft von je EUR 1,00 gegen Bareinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital
2022).

t->.

Der Vorstand ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass ein börsenmäßiger.
Handel der Bezugsrechte möglich ist und erfolgt. Der Vorstand ist weder
verpflichtet dafür Sorge z;u fragen, dass Aktionären, die ihre Bezugsrechte
aasöben, ein Mehribezug möglich ist. Der Aufsichtsrat wird ermächfigt, die
Satzung entsprechend dem Umfang der Ausnutzung des genehmigten
Kapitals anzupassen.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand w'rd
Jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufeichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre auf Aktien auszuschHeßen:

l. für Spftzenbeträg?, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses
ergeben;

2. '(entfällt)

»
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(3a) fentiaßü

(4) Be» einer Kapteferhöhuns kann ..die GewfnnbeteiKöuns der neuen ARtfen
abweichend von g 60 des Akdenaesetzes geregeK wenden.

(i5) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 17.725.000,00 durch Ausgabe von bis zu
17.725.000 neuen, auf den Namen lautende Stückaktien mit einem anteiligen Be-
trag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023).
Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Namen lautenden
Stückakfien an die Inhaber von Options- oder Wandelschuldverschreibungen mit
oder ohne beigefügten Optionsscheinen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schrei'bungen(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen die „Schuldver-
Schreibungen") jeweils mit Options- oder Wandlungsrechten, die aufgrund der von
der Hauptversammlung vom 20. Juni 2023 beschlossenen Ermächtigung bis zum
15. Juni" 2028 von der Biofrontera AG oder einer KonzerngeseIIschaft der Biofronfera

AG im Sinne von § 18 AktG, an der die Biofrontera AG unmittelbar oder mittelbar zu
mrndestens 90 % der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden.
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von den Options-
oder Wandlungsrechten aus den vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich
Gebrauch gemacht wird und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung
eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe
des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses Jeweils zu bestimmenden
Options- bzw. Wandlungspreis und mit Gewinnberechtigung ab Beginn desletzten
Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewi'nnverwendungsbeschluss gefasst wurde.
Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung derbeding-
fen Kapftalerhöhung festzusetzen.

(6) Das Grundkapital der Gesdlschaft ist um EUR 249.050 durch Ausgabe von bis
zu 249.050 auf den Namen lautende nennbetraflfstoss Aköen (Sffickakfien)
bedingt erhöht (Bedinfftes Kap?ta» IH). Dfe bedingte Käp(faJ©rhöhung dient
ausschfeßdch der ErfüRuns von Optionen, cffe au^nind der ErmSohtfgung der
Haupfversammluns vom 02. Juli 2010 bfs zum 01. JuK 2015 gewährt-werden. Ot'e
bedingte Kapitaterhöhun^ wfrd nur fnsowerf durchgeführt, wie die Inhaber der
ausgegebenen OpSonen von fiirem Recht zum Bezug von ARfa'en der
Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesetechaft zur ErföHung der Opfionen
Rehe eigenen Aktien oder einen Barausgtefch gewährt. Die neuen Aktien
nehmen vom Besinn <fes Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausöbung von
Optionen enfefehen, am Gewiinn teil.

(7) fenffiäKtJ,

(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um EUR 1.554.934 durch Ausgabe von bis
zu 1.554.984 auf den Namen taufende nennbetragsfose AWen (StQckafctien)
bedinät erhöht (Bedingtes KapftaIV). Die bedingte Kapteterhöhung dient
ausschfößffch .der EffDHung von Optfonsrechten, dis aufgrund der Ennächtfgung
der Haupfversammlung vom 28. August 2015 bfs zum 27. August 2020 gewShrf
werden. Dfe bedingte Kapftalerhöhung wird nur «nsoweft durchgeführt, wie die
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Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der
GeseHschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Erfüllung der Optionen
keine eigenen Aktien oder einen Barausgfeich gewährt. Dfe neuen AMf'en
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von
Optionen entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsfchfsrat ist ermächtigt, § 7 der
Satzung entsprechend der Jeweiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapitafs
und nach Ablauf eämiff'cher Options- bzw. Wandlungsfristen zu ändern.

§^
Aktien

(1) Die Aktien lauten auf den Namen.
(2) Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils oder auf

Einzelverbnefung von AKtfen ist ausgeschlossen. Form und Inhatt der
Akttenurkunden besfimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Die
Gesedscha-ft kann einzelne Aktien in Akäenuifcunden zusammenfassen, die eine
Mehrzahl von Aktien verbn'efen (Gtobalaköen. Sammelurkunden). Dies giit für
Gewinnanteil- und Emeuerungsschelne sowie Schuldverschreibungen und Zins-
und Erneuerungsscheine entsprechend.

(3) Enthätt ein KapitaEeitiöhungsbeschtuss keine Bestimmung darüber, ob die neuen
Akffen auf den Inhaber oder auf den Namen tauten, so laufen sie auf den
Namen.

III. DefVorsfand

§9
Zusammensetzung und Geschäftsführung
(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Mitslieder

des Vorstands besömmtderAufsichtsrat

(2) Die Mi^Reder des Vorstands werden durch den Aufsichtsnaf bestellt und
abberufen. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden oder
Sprecher des Vorstends und ein weiteres Mitglied zum steüvertretenden
Vorsitzenden ernennen.

(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäfisordnung, wenn nichl der Aufsichförat eine
Gesdhäftsordnung för den Vorstand .erlässt
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§10

Vertretung

Sind mehrere VoretendsmEfglfeder besteüt. so wird die Gesetlschaft durch zwei
Vorstandsmitgfieder gemetnsam oder durch ein VorstandsmitgRed (n Oemeinschaft
mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmiigffed bestellt, vertritt dieses
die GeseltechaflE aflein. Der Aufeichtsrat kann einem, mehreren oder aHen
Vorstandsmitgliedern Elnzelvertretungsbefugnis erteKen. Der Aufsichfsrat kann
Vorstandsmitgfeder aKgemein oder im Einzetfall von dem Verbot der
Mehrfachvertretung gemäß § 181 2. Alt BGB befreien; §112 AktG bleibt unbeiührt.

g11
Geschäftsführung
Der Vorstand fOhrt die Geschäfte der GeseKschafi nach Maßgabe der Gesetze, der
Satzung und der Geschäftsordnung.

ly.DerAufsichfsrat

§12
Zusammensetz.ung unä Amtsdauer des Aufefchtsrats
(1) Eine Erhöhung der Zahl der AufsichfsratsmEtgIieder auf mehr als sechs

Mitglieder entweder durch entsprechende Wahl durch die Hauptversammlung
und/oder eine Satzungsänderung mit entsprechendem Inhalt bedarf zwingend
einer Mehrheit von mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen. § 22
Abs. 2 der Satzung findet insoweit keine Anwendung. Eine Änderung des
diesem Satz vorgehenden kann nur "mit einer drei Viertel Mehrheit der
abgegebenen Stimmen und .des vertretenen Grundkapitals beschloss&n
werden.

.!
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(2) Dfe Mßgfieder des Aufslchfsrats werden von der Haupf Versammlung gewählt Die

Mi'Sgh'eder des Aufeichfsrate werden für dfe Zert bis zur Beendtgung der
Hauptversammlung gewähft, die Ober ihre Entlastung für das vierte
Geschäftsjahr nach' dem Beginn ihrer Amtezeft beschft'eßt, sofern die
Haupfversammfung bei" der Wahl keine (cörzere AmfozeK fesflegt Das
Geschäftsjahr, fn dem ihre Amfszeft beginnt, w{rd dabe? nicht mitgerechnet Eine
Wiederwahf ist - auch mehrfach - stetthaft.

(3) Die Hauptversammlung kann glefchzeffig mit der Wahl der von ihr zu wählenden
Aüfsichferatsnnffglieder Ersatzniifglfeder -wählen, dfe »n der bei der Wahl
festzufeflenden Weise Mftglfeder äes Aufsfchtsrats werden, wenn
AufsfchtsratshiKgIteder vor Ablauf BirerAmfszeft wegfallen.

(4) Scheidet ein von der Hauptvercammfung gewähltes Mitglied vor Abfauf seiner
Aaifsdauer aus_d_em^At^ich{sra^ aus, so soll für -dieses in der jachsten
Hauptversammlurrg eine" NeüvrahTvoigenommen werden, es^ei denn7för das
ausgeschfedene MifgKed fsf e?n &sat2mftc[Hed nachgerückt Die Amfsdauer des
neu gewählten MHgReds oder eine$ nachgerückten MiigBeds gflE for den Rest der
Amtsdauer des ausgeschiedenen AufstehfsratsmRglieds.

I

§13

NtededegunQ des Aufeichtsrafsamtes /Abberufting vom Atnf

Jedes 'Mitgded des Aufeichfsrats kann sein Amt unter Efnhal&fng einer Frist von
einem Monat durch eine an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung zum
Monafeende niederlegen. Das Recht zur Amlsntederfegung aus wichtigem Grund
bleibt hiervon, unberührt. Die Abüerufijng efnes von den Aktionären zu wählenden
^ufeichtsratsmitgts'ecfs .bedarf zwingend einer Mehrheit, die mindestens drei Vierte»
der abgegebenen Stimmen umfasst Die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedem
soff nur. mit einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen und des!
vertretenen Grundkapftals mögfich sein. i

§14

Vorsitz, Geschäftsordnung des Aufeichtsrsts

(1J Der Aufstchtsraf wählt aus sefner Mlüe- emen Vorsfeenden und einen
Stedvertreter. Die Wah[ erfolgt im Anschtuss an jede Haupfversammfung, In der
von der Hauptversammlung zu wählende Aufsichtsratsmitghecfer der
Anteirsefgnsr gewählt worden shd. in einer ohne besonders Einberufung
stettOndenden Sitzung.. Zur Wahl genügt ehe einfache Stimmenmehrheit. Bei
Sümmengteichhert entscheidet das Lo$.

(2) Scheidet der Aufsfohferatsvorsifzende oder der SteRvertrefer vor Ablauf der
Amtszert aus dem Auferchtsrat aus, so wähft der Aufsichtsrat in seiner nächsten
Steung einen Nachfolgen Bei ef'nem vorzeitigen Ausscheiden des
Aufsichtsratsvo^iteenden eifo^t dfe Efnberufung des Aufsichtsrate durch den
Stellvertreter.

(3) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschgftsordnung.
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§15
Einberufung des Aufsichterats
(1) Der Aufsfchferat hat zwei Sftzungert im Kalenderjahr abzuhalten. Er hält ferner

dann Sitzungen ab. wenn es gesetzlich erforderlich oder geschäfilich ans^zefgf
.-M.

(2) Dfe Sitzungen des Aufsfchtsrats wercfen durch den Vorsteenden. im Faß seiner
Verhinderung durch dessen Stetfvertreter mft einer Frist von 14 Tagen in .
Textform einberufen. Bei der BerechnunQ der Frist werden der Tag der
Absendung der fanladuns und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet In
dringenden Fällen kann die Bri&erufungsfnst angemessen veikarzt undmündttoh
dderfemnianddch einberufen werden. Die Sitzungen des Aufslchtsrats finden am
Sitz der Geseltechafi oder an einem anderen Ort statt, auf den sfch alte
MKflKeder des Aufsrchfsrates geeinfgt haben. Mit der Einladung sind die
Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.

§16
• Beschlüsse des Aufsichtsrats

(1) Aufsichtsratsbeschlüsse-werden j.n.der.Regel in Sitzungen gefiasst Sie können
auch ohne Einberufung einer Steüng.gefasst werden, und die Abstimmung kann
auch mQndIich. schriftlich, ferhmQndlich, per Telefax oder elektronisch oder per
Videofconferenz erfolgen, wenn 'der Aufeichtsratsvorsrtzende dies anordnet und
nicht mindestens drei Mrtgh'eder des Aüfsichtsrats diesem Verfahren
unvetzOglich widersprechen.

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrafs bedOrfen der Mehrhpif der abgegebenen Stimmen,
soweit nicht flesetzlich zwingend etwas anderes. bestinfimt ist Ers^ eine
Absümmung SttrnmengleiGhheit,.so hat bei einer emeuien Abetimmung Ober
denselben Beschlussgegenstand, wenn auch ste Stimmengtefchheft ergibt, der
VorsKzende zwei Stimmen.

.(3) Ober die Beschtösse des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift snzuferiigen. Die
Niederschrift ist vom Aufeichfsratevorsttzehden zu unterzeichnen. In der
Niederschrift sind Ort und Datum der Sitzung, ihre TeHnehmer, die Gegenstände
der Tagesordnung, die Beschlösse des Aufeichtsrats (mit der Feststellung des
Aufeichtsrafevorstteenden Ober das Ergebnis der Beschtussfassung) und der
wesentfiche Inhalt der Verhandlungen festzuhalten. Die Niederschrift Ist aßen
Aufetchtsratsmitgh'edern unverzQgRch zuzufelten.

(4) Willenseiklärurtgen des Aufelchterats werden namens cEes Aufsichtsrate vom
Vorsitzenden abgeg'eüen. Der Vorsitzende, nteht jedoch jedes Mitglied, ist
befugt, Erklärungen für den Aufsfchtsrat entgegenzunehmen.

(5) Der Aufsichfsrat ist beschlussfäfög, wenn mindestens drei Mifgliecler des
Aulsichtsrates an der Beschtussfassung teflnehmen. Ein MRglied ni'mmt such
dann an der Beschlussfassung teil. wenn es sich in der Abstimmung der Summe
enthäft. Abwesende Aufsichtera.tsmifgReder können dadurch an der
Beschlussfassung teilnehmen, dass sie duräi andere Aufsichfsratsmftgßedef
schrifürohe Stimmabgaben überreichen fassen.
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(6) Der Aufsfchfsrat kann Satzungsänderunsen beschßeßen, die nur die Fassuns
betreffen.

§f7
Ausschössedes Aufeichtsrafe

DerAufsiohfsraf kann zu seinen SrfeunQen Sachverstände und Auskunftspersonen
ehtaden. Er kann emzehe der «htn obliegenden Aufgaben Ausscrfiössen oder
efnzefnen seiner Mftgffeder übertragen, sofern dem nicht gesetzh'ühe Vorschriften
entgegsnsfehen.

§16

Vengutung des Aufeichferafes

(1)

(2)

Jedes MitgKed des Aufsichtsrats erhäft eine Jährliche feste VergQtung von
EUR 22.000. Der Vorsitzende erfiält das DoppeRe, der stellvertretende
Vorsitzende erhält das 1,5 fache dieses Betrages.

Für die TStigkert im Prüfungsausschuss des Aufsfchfsrats erhalten diejenigen
MRgdeder des Aufsichterats, dfe ntoht gleichzeitig den stellvertretenden Vorsitz
oder den Vorsitz des Aufsfchtsrafs wahrnehmen, zusätzdch eine VergQtung
von EUR 3.000, der Vorsitzende des Pfüfungsausschusses erhält das
Doppelte dieses Betrages.

(3) Die Hauptversammlung ist ermächtigt, über eine anderweitige oder ergänzende
Vergütung für einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats für die Übernahme von Sonder-
aufgaben oder -tätigkeiten zu beschließen.

Aufsi'chforatsmftgdeder, die nur während eines Tei{s des Geschäftsjahres dem
Aufeichterat oder dem Prüfungsausschuss angehören bzw. der» Vorsitz oder
den stellvertretenden Vorsitz im Aufeichtsrat oder den VotsBz <m
Prüfungsausschuss (nnehaben. erhalten eine zeftanteilige VergQtüng.

Die Vergütung ist nach Ablauf eines Jeden Geschäftsjahres zu zahlen.
Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsrafemftgliedem gegen Rechnung die
durch die Ausübung des Amts entstehenden Auslagen einschließlich einer
etwaigen auf die Vergütung und den Auslagenersätz: entfallenden
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer).

(7) Die Gesellschaft bezieht die Aufgabenwahmehmung der Mitglieder des
Aufsichtsrats in die Deckung • einer von ihr abgeschlossenen
Vermögensschadens-Haftpflichtvereicherung mit ein.

(4)

(5)

(6)
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V. DieHaütSyer^si^mbin^
•*',' I; —•

gfö
Ort der Haupfversammlung
Die Hauptversammfyng findet am Srte der GeseHschaft, einer deutschen Stadt tnft
mehr als 100.000 Bnwohnsm oder «n ehern deufechen BOrsenpJafz statt.

§20
Einberufung der Hauptversatttmfunfl und Teilnahmerecht
(1) Die Hauptveraammfung w<rc(. soweit dazu nfoht andere Personen von Gesetzes

wegen befugt sind, durch den Vorstand einberufen. Sie ist, soweit gesetzlich
keine kürzere Frist zulässiß ist, mindestens dfelßtg Tage vor Versammlung
efnzuberufen. Der Tag der Einbenifung und der Tag der Hauptversanimlung efnd
nicht mitzurechnen. Die Einberufungsfrfet veriängert sich um die Tage der
Anmetdefrisf (§ 20 Absatz 2).

(2) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung cfes Stimmrechts
sfnd nur diejenigen Aktionäre berechtigt, d.ie Im AktienregEster einöetragen sind
und sich rechtzei'tig angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Geseilschafi
unter der in der Efnberufung hierfür mftgefeiKen Adresse mindestens sechs Tage
vor der Versammtung zugehen, fn der Bnberyfung kann Jedoch abweichend
hfervon eine (cOrzere, in den Tagen zu üemessende Frist von bfe zu dref Tagen
vorgesehen werden (AnmeIdeMst). Der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung sind nicht mftzurechnen. Die Einzefheften zur Form der
Anmeldung kann der Vorstand in der Einberufung bestimmen, insbesondere ob
äie$e schrißhcti. per Telefax, in Todfonn oder auf ^fnem von der Gesellschaft
näher fesfeutegenden (elektronischen) Weg zu erfofgen hat.

(3} Die Haupfvereammtung, die über die Enüastung von Vorstand und Aufeichfsrat,
dfe Gewnnvenvendung und - souveH erforderlfch - über die Feststellung des
JahresaBschfusses beschheßt. findet innerhalb der ercfen acht Monate eines
jeden GescTiäflsJahres statt.

(4) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt in der Einladung
zu einer Hauptversammlung vorzusehen, dass die Hauptversammlung nach pflicht-
gemäßem Ermessen des Vorstands aufgrund einer zwingenden Notlage (z.B. Pan-
demie, Überschwemmung, etc.) auch ohne physische Präsenz der Aktionäre oder
ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden kann (vir-
tuede Hauptversammlung). Diese Ermächtigung findet für bis zum 19. Juni 2028
abgehaltene Hauptversammlungen Anwendung.
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§2i

Ablauf der Hauptyersammtung
(1) Den Vorsitz in den Hauptvereammfungen föhrt der VorsK?ende des Aufefchterats.

im FsV seiner Verhfnderung sein Steffvertreter, oder ein sonstiges von dem
Aufstefitsrat zu bestfmmendes Mitgded. Für den FaH. dass kem Mftslfed des
Aufeichtsrats den VorsKz Obemimmt. wird der Versafnmfungsteiter drfch die
Hauf>{versammlung gewählt.

(2) Der Versammfungstei'ter (®nn eine von der AnKßndisuns In der Tagesortfnung
abweiöhende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. Er
besfi'mmf ferner die Art und Form derAbsümmung.

(3) Der VereammfungsteSer ist berechügt, das Rede- und Fragerecht derARtfonSre
2:e lich angemessen zu bescfiränken; er kann insbesondere den zeiffichen
Rahmen des Versammlunssveriaufs, der Au$sprache zu den
Tasesordnungspunkten sowie des einzefnen Rede- und Fragebeftrags
angemessen festsetzen.

(4) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptver-

Sammlung persönlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit
am Ort der Hauptversammlung nicht möglich, so kann es an der Hauptversammlung
auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen, insbesondere im Falle der
Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung oder wenn das betroffene Mitglied:

a) seinen Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland hat oder
b) versichert, aus persönlichen oder beruflichen Gründen verhindert zu

sein.

(5) Der Versammlungsleiter ist ermachfist, die feihi/eise oder vollständige
Obertragunfl der Hauptversammlung in BHd und Ton in einer von ihm zu
bestimmenden Weise zuzulassen.

?

Seite 11 von 13



§22

Beschfussfassüngen
(1) Jede Aktfe gewährt in der Hauptversammlyns eine Stimme.
(2) Beschlösse cfer Hauptveteammlung. werden, soweß nicht die Satzung oder das

Gesetz zwingend etwas Abwefchendes bestimmen, mft einfacher Mehitelt der
abgegebenen Stimmen gefasst Schreföt das Gesetz neben der efnfächen
Mehrheit der abgegebenen Sfimmen efne Mehrheit des bei der

BeschlussfassunQ vertretenen Grundkapitals vor, so genügt, sowert sesefelich
zuJässig. die ei'nfeche Mehrheit des vertretenen Grundkapftals; dies ßilt
insbesondere für Beschlussfassungön ' gern. § 179 AktG
(Satzungsänderungen), g 182 AktG (Erhöhung des. Grundkapitals gegen
Einlagen), § 207 AkfG (Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmltteln) und §
221 AktG (insbesondere Ausgabe von Wandetschuldverschreibyngen,
Gewinnschuldverechreibungen). r

»

§23
Sfimmrechfevertretung
Das Stfmmrecht kann durch einen BevoBmachftgten ausgeübt werden. Die Ausöbung
des Sömmredits durch BevodinäcAögte'bedarf einer Voltmacht Die Vollmacht kann
Jedenfalls schriftfich oder per Telefax erteilt werden, e&vaiße andere im Gesetz
geregelfe Formen für die Erteifynff der Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis
der Bevollmächtigung gegenüber der Geselfscha^: insbesondere gesetdich
zwingende Erleichterungen werden durch äie Satzung nicht eingeschränkt. Für die
Erteitun's von Vollmachten an Kredt'tinstlttiten, Aküonärsveränfgungen oder anderen
diesen in § 135 AktG gtefchgesteHfe Personen gelfen dfe gssetdichen
Bestmnmung&n.

VL^^ .RechnuKiäsIeäunöundVerwepduna des JahFesObsrschusses

Ir

§24

Rechnungslegung
Der Vorstand hat innerhalb der ©esetzßchen Fristen den Jahresabschluss (Bilanz.
Gewinn- und Veriystrechnung, Anhang) und den Lagebericht sowe den
Konsernabschfuss und -tagsbericht sufeusteKen und dem Aufstehferat sowie dem
Abschlusspröfer vorzulegen. Zugleich hat der V/orstand dem Au(?ichtsrat einen
Vorechtag für die Verwendung des Bilanzgewinns vorzu?sflen. §§ 298 Abs. 3 und 315
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Abs. 3 Handetegesefzbuch (HGB) bleiben unüerOhrt.

;'

§25

Verwendung des Jahresüberschusses
(1) Der Vorstand und Aufsichtsraf sind ermächfigt, bei der Feststellung des

Jahresabschtusses den Jahresuberschuss, der nach Abzug der In die
geselzh'che R&cklage einzusteHenden Betrage und eines Verlustvortrags
veifctei'bt,. zum Tei{ oder ganz fn 'andere Gewinnrücfcfagen einzustellen. Die
EinsteHung e?ne$ größeren Teils als der Hätfte des Jahtesübersdiusses fst nicht
zulässig, soweit die anderen Gew'nnrüoklagen nach der Einstellung die Hälfte
des Grundkapitals übersteigen würden.

(2) Die GewTnnanteite der Aktionäre werden im Verhältnis ihner BeteSigung am
GrundKapltal bemessen.

V(l< SchIussbÄStimmunflep

§26
Grandungs- und Formwechselaufwand
(1) Die Gesellschaft ist durch formwechselnde Umwandlung der Biofrontera

Pharmaceuficate GmbH mit SHz tn Leverkusen entstanden.

(2) Der Aufwand für den Formwechsel in die Rechfsform der Aktiengesellschaft und
für die Gründung wird bis zu einer Höhe von EUR 15.000.00 von der
Gesettschaft getragen.
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Bescheiniquna nach § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG

für die Biofrontera AG mit Sitz in Leverkusen, eingetragen im Handelsregister des
Amtsgerichts Köln unter HRB 49717.

Ich bescheinige hiermit für die beigefügte Satzung, dass die geänderten Bestim-
mungen der beigefügten Satzung mit dem vom Aufsichtsrat der Gesellschaft auf
Grundlage der in der außerordentlichen Hauptversammlung vom 9. Januar 2023 er-
teilten Ermächtigung gefassten Beschluss vom 6. Juni 2024 und die unveränderten
Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen
Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

Burscheid, den 11. Juni 2024

Dr. Florian Krauss als amtlich bestellter Vertreter

des Notars Dr. Peter Stelmaszczyk

Vorgang: 2401142-198591.1


